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1. Berlin testet „Lärmblitzer“ 
Die Stadt Berlin hat zwei Monate einen „Lärmblitzer“ getestet. Das Gerät sollte überlaute Fahrzeuge 
registrieren und per Kamera aufnehmen. Eine Ahndung fand aber nicht statt. Wenn ein Fahrzeug den 
Lärmpegelwert von 82 dB überstieg, wurde das Kennzeichen des Fahrzeuges aufgenommen, um 
darüber nachzuforschen, welcher zulässige Wert für dieses Fahrzeug gilt. In der Regel liegen die 
meisten Werte bis zu zulässigen 72 dB. Bei Sportwagen beispielhaft kann das aber auch bis zu 75 dB 
betragen. Jedes Fahrzeug hat einen individuellen Wert, der jeweils auf das entsprechende Fahrzeug 
hin zu ermitteln ist. Die Stadt Berlin hat diesen Test durchgeführt, da seitens der Bürgerschaft immer 
wieder Beschwerden über überlaute Fahrzeuge vorgetragen wurden und werden. 

Quelle: ADAC v. 07.08.23 K. L. 

 
2.  BAST untersucht „Ausleittechnik“ 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen hat eine von fünf „Ausleittechniken“ untersucht und begleitet. 
Schon mehrere europäische Staaten nutzen diese Technik über mehrere Jahre. Die Ausleittechnik ist 
eine technische, stationäre Einrichtung, die in Deutschland derzeit Angehörigen des Bundesamtes für 
Logistik und Mobilität das Anhalten von Fahrzeugen des gewerblichen Güter- und Personenverkehrs 
sicherer ermöglichen soll. Die erste Testanlage wurde 2017 auf der A9 in Betrieb genommen. Die 
BAST hat festgestellt, dass die Technik erfolgreich genutzt werden kann, wenn weitere 
Verbesserungen genutzt werden. 

Quelle: BAST, Forschung kompakt 07-2023 K. L. 

 
3. BAST untersucht das „digitale Testfeld Autobahn“ 

Die BAST hat im Rahmen einer Untersuchung sich mit dem „digitalen Testfeld Autobahn“ beschäftigt. 
Hierbei wurden verschiedene digitale Hilfsstrukturen auf der A9 im süddeutschen Bereich eingebaut 
und untersucht. Dazu gehörten digitale Baustellenwarner, Glättewarner, digitale Parkplatzhinweise 
mit gleichzeitiger Parkplatzverwaltung und die unter 2. in dieser Informativ vorgestellte 
Ausleittechnik. Die BAST kommt zu dem klaren Ergebnis: „Digitales Testfeld Autobahn erweist sich als 
Erfolg“. 

Quelle: BAST, Forschung kompakt 06-2023 K. L. 
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4. Einschalten des Warnblinklichts am Stauende 
Ein Fahrzeugführer ist nicht in jedem Fall verpflichtet die Warnblinkanlage an einem Stauende 
einzuschalten, sondern das hängt von der jeweiligen Situation ab. Sollte der Stau nur auf dem rechten 
Fahrstreifen entstehen, der vornehmlich durch immer wieder auftretenden zähfließenden Verkehr 
geprägt sei, bestände eine solche Verpflichtung nicht, sofern zusätzlich auch gute Sichtverhältnisse 
herrschen würden.  

Quelle: LG Hagen, Urt. v. 31.05.2023 – 1 O 44/22, Burhoff 12/2023 K. L. 

 
5. Die ersten 45 Worte oder 30 Sekunden bei einer Fahrzeugkontrolle 

Die ersten 45 Worte oder auch die ersten 30 Sekunden bei einer Fahrzeugkontrolle können häufig 
darüber entscheiden, wie die Kontrolle hinsichtlich des weiteren Verlaufes stattfinden kann. Zu 
diesem Ergebnis kommen zwei Studien aus den USA. Dort wurden in der ersten Studie über 500 
Mitschnitte aus Fahrzeugkontrollen von schwarzen Fahrzeugführern und –führerinnen analysiert. In 
einer zweiten Studie wurde dies bestätigt, indem Bürger die ersten 45 Worte bzw. die ersten 30 
Sekunden per Audio vorgespielt wurden, um dann die Studienteilnehmer entscheiden zu lassen, wie 
diese Kontrolle wohl weiterverlaufen sei.  

Quelle: 

Rho, Egenia H. et.Al., escalated police stops of black men are linguistically and 
psychologically in their earliest moments; Prodeedings of the National Academy of 
Sciences (2023); DOI 10.1073/pnas.2216162120; Stanford University; Phys.Org v. 

29.05.23 

K. L. 

 
6. Neuerungen bei StVG und StVO? 

Zitierung aus dem Newsletter „Netzwerk Verkehrssicherheit“ aus Brandenburg: 
„Die Bundesregierung hat kürzlich den vom Bundesministerium für Digitales und Verkehr vorgelegten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) beschlossen und zugleich 
den Entwurf einer Verordnung zur Änderung des Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) 
entgegengenommen. Ziel ist es, in beiden Vorschriften neben den bisherigen Zielen – Flüssigkeit und 
Sicherheit des Verkehrs – die Zielstellungen des Klima- und Umweltschutzes, der Gesundheit und der 
städtebaulichen Entwicklung zu integrieren. Mit der Änderung des StVG sollen Länder und 
Kommunen ermächtigt werden, Verordnungen und darauf fußende Anordnungen zum Zweck der 
Verbesserung des Umwelt- und Klimaschutzes, zum Schutz der Gesundheit oder zur Unterstützung 
der städtebaulichen Entwicklung zu erlassen. Mit der StVG selbst werden noch keine Eingriffs- und 
Anordnungsmöglichkeiten für die Behörden geschaffen. Das Gesetz bildet jedoch den Rechtsrahmen 
für die Schaffung von neuen behördlichen Befugnissen in der StVO. So soll beispielsweise die 
Anordnung von Sonderfahrspuren für bestimmte Mobilitätsformen, etwa für elektrisch oder mit 
Wasserstoff betriebene Fahrzeuge, ermöglicht werden. Weiterhin soll den örtlichen Behörden mehr 
Spielraum bei der Ausweisung von Bewohnerparkplätzen gegeben werden, indem Prognosen bei der 
städtebaulichen Planung explizit als ausreichend festgestellt werden. Eine Entwicklung der 
tatsächlichen Parksituation muss demzufolge nicht (mehr) abgewartet werden. Außerdem soll die 
Anordnung von Tempo-30-Strecken an Spielplätzen, Schulwegen, Fußgängerüberwegen und 
Streckenabschnitten zwischen bereits bestehenden Tempo-30-Bereichen erleichtert werden. Das 
StVG muss nun noch von Bundestag und Bundesrat beschlossen werden. In einem zweiten Schritt soll 
die neue Ermächtigungsgrundlage zum Erlass der konkreten Maßnahmen durch eine Verordnung 
ausgefüllt werden, welche die Befugnisse der Behörden vor Ort im Einzelnen regelt. Ziel ist es, die 
StVO-Änderung noch in diesem Jahr im Bundesrat zu verabschieden.  
Weitere Informationen sind unter www.bmdv.bund.de abrufbar.“ 

Quelle:  Netzwerk Verkehrssicherheit Brandenburg, Ausgabe 07, Juli 2023 K. L. 
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7.  „Entmenschlichung“ durch Sicherheitskleidung bei Radfahrenden? 
Eine Studie aus Australien hat ergeben, dass andere Verkehrsteilnehmer, die Radfahrende, die 
Sicherheitswesten und / oder Fahrradhelme tragen, wahrnehmen, anders bewerten als Radfahrende 
ohne diese Ausrüstung. „Entmenschlichung“ in diesem Zusammenhang wird als in gewisser Weise 
eine andere Zuweisung von Zuordnungen im Hinblick auf Moralempfinden, Emotionalität, 
Selbstbeherrschung, Rationalität und Individualität verstanden. Was diese andere Wahrnehmung nun 
für das eigene Verhalten bedeutet, muss noch weiter untersucht werden. Man will untersuchen, ob 
dieses auch Auswirkung auf aggressives Verhalten gegenüber diesen Radfahrenden haben kann. 

Quelle: 
Science direct, Transportation Research F., May 2023; Traffic psychology and 

Behaviour;  Nieuws Fietsberaad 21.06.23 
K. L. 

 
8.  Autobahn in der Regel kein Versammlungsort 

Eine Bundesautobahn ist in der Regel kein Versammlungsort. Im vorliegenden Fall wollte ein 
Versammlungsleiter einer angemeldeten Demonstration mit Fahrrädern über eine Autobahn fahren. 
Dieses untersagte das OVG Lüneburg, da die durch die Sperrung der Autobahn mit einhergehenden 
Gefahren und Behinderungen für die übrigen Verkehrsteilnehmer, hier Kraftfahrzeuge, zu groß 
wären. „Die spezifische Widmung der Autobahnen für den überörtlichen Kraftfahrzeugverkehr 
schließe deren Nutzung für Versammlungszwecke zwar nicht generell aus. Allerdings komme eine 
Nutzung nur in eng begrenzten Ausnahmefällen in Betracht. Die Wahl der Autobahn als 
Versammlungsort müsse für eine effektive Wahrnehmung der Versammlungsfreiheit unabdinglich 
sein.“ 

Quelle: OVG Lüneburg, Beschl.. v. 18.04.23; Az. 10ME52/23 ; kostenl. Urt. V. 13.06.23 K. L. 

 
9.  Beschädigter Streifenwagen nach Verfolgungsfahrt 

Ein Fahrzeugführer, der sich einer Verkehrskontrolle entzieht, muss unter gewissen Umständen auch 
den Schaden an dem verfolgenden Streifenwagen bezahlen, wenn dieser bei der Verfolgung selber 
verunfallt. Im vorliegenden Fall hatte der Autofahrer im Rahmen einer Kontrolle nicht angehalten und 
war geflüchtet. Die Polizeibeamten nahmen die Verfolgung auf. Als der Flüchtige verunfallte und zum 
Stillstand kam, verunfallte der Streifenwagen ebenfalls. Da die Beamten in einer angemessenen Art 
den Flüchtigen verfolgt und sich keiner übermäßigen Gefahr ausgesetzt hatten, sei dieser 
Unfallschaden dem Flüchtigen zuzuordnen. Die Berufung gegen das Urteil ist zugelassen. 

Quelle: LG Frankthal, Urt. V. 24.05.23; Az. 1 O 50/22; kostenl. Urt. V. 04.07.23  K. L. 

 
10.   Radfahrende ändern ihre Fahrwege bei Dunkelheit 

Eine Studie der Universitäten Gent und Sweco und der Provinz Oost-Vlaanderen hat ergeben, dass 
Radfahrende während der Dunkelheit ihre Fahrwege häufig ändern. Dies ist meist davon abhängig, ob 
die neuen, anderen Routen beleuchtet sind und auch nicht mit Dreck verschmutzt sind. Das 
Sicherheitsgefühl ist zwischen Frauen und Männern unterschiedlich. Während Männer vornehmlich 
die Verkehrssicherheit in den Fokus nehmen, achten Frauen mehr auf die soziale Kontrolle und ihr 
eigenes Lebensgefühl. 

Quelle: 
Studie Universität Gent und Sweco und Provinz Oost-Vlaanderen; Nieuws Fietsberaad 

v. 29.06.23 K. L. 
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11.  Untersuchung über S-Pedelec-Nutzer 
Eine niederländische Untersuchung der Organisation Kopgroep hat ergeben, dass 80 Prozent der S-
Pedelec-Nutzer dieses Gefährt anstatt eines Autos nutzen. Gleichzeitig wurde festgestellt, dass die 
Nutzer vornehmlich aus Ortschaften mit einer Einwohnerzahl von bis zu 40.000 Personen stammen. 
2/3 der Nutzer waren bislang mit dem Auto zur Arbeit gefahren. Bis zu 20 Kilometer kann der 
Einzelweg in der Regel sein und insgesamt bis zu 5000 Kilometer im Jahr. Auffallend ist, dass die S-
Pedelec-fahrer innerhalb der geschlossenen Ortschaften ihre Geschwindigkeit auf bis zu etwa 30-35 
Kilometer reduzieren, wenn sie Radwege nutzen. Diese Wege bevorzugen sie, da sie sich auf den 
normalen Straßen unsicherer fühlen infolge der Geschwindigkeitsdifferenz von ihnen mit 45 km/h zu 
den von dem übrigen Kraftfahrzeugverkehr gefahrenen 50 km/h und mehr. 

Quelle: Nieuws Fietsberaad v. 27.06.2023  K. L. 

 
12.   Fahrerlaubnisbehörde darf das Fahren mit Fahrrad nicht verbieten 

Der bayerische Verwaltungsgerichtshof hat beschlossen, dass eine Fahrerlaubnisbehörde das Führen 
eines Fahrrades oder eines E-Scooters nicht verbieten darf. Die dafür von einer Fahrerlaubnisbehörde 
genutzte Norm (hier § 3 FeV) sei inhaltlich dafür nicht spezifisch genug, einen solchen 
schwerwiegenden Eingriff in die grundrechtlich geschützte Norm der allgemeinen Handlungsfreiheit 
vorzunehmen. 

Quelle: 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Urt. V. 17.04.23, Az. 11 BV 22.1234 ; kostenl. Urt. 

V. 27.06.23 K. L. 

 
13.  Elektroautoherstellung in Deutschland 

Deutschland stellt in Europa die meisten Elektrofahrzeuge her (Januar bis Juli 2023: 672.900 
Fahrzeuge). Weltweit liegt Deutschland damit auf Platz zwei, noch vor den USA. 
Dagegen nimmt die Nachfrage nach mit Benzin angetriebenen Fahrzeugen in Deutschland wieder zu. 
Im Rahmen einer Befragung gaben 30 Prozent an, den Benziner wieder zu bevorzugen. 16 Prozent 
würden sich für ein Elektrofahrzeug entscheiden. 

Quelle: Auto-Medienportal v. 03.08.23  K. L. 

 
14.  Bestimmte Bußgelder aus Frankreich können zurückgefordert werden 

Die EU-Kommission hat sich zu bestimmten Kontrollen von Lkw in Frankreich geäußert. In der Anfrage 
von Speditionsunternehmen an die EU hatten diese kritisiert, dass Fahrer, die nicht mittels 
Hotelbelegen oder Ähnlichem nachweisen konnten, dass sie die wöchentlichen Ruhezeiten nicht in 
ihrem Lkw verbracht hatten, ein hohes Bußgeld entrichten mussten. Dies hat die EU nun klar als nicht 
zulässige Kontrollmaßnahme mit ebenfalls nicht zulässiger Ahndung bezeichnet. Brüssel stellt klar: 
„Nach Artikel 34 Abs. 3 der VO EU Nr. 165/2014 dürfen die Behörden der Mitgliedsstaaten von den 
Fahrern jedoch keine Dokumente verlangen, die ihre Tätigkeiten außerhalb gemäß der VO EG Nr. 
561/2006 belegen, um die Einhaltung von Artikel 8 nachzuweisen. Folglich dürfen die 
Kontrollbeamten keine Strafen gegen Fahrer verhängen, die diese Dokumente nicht vorlegen.“ 

Quelle:  Trans-Info v. 08.08.23; Agnieszka Kulikowska-Wielgus K. L. 

 
15.  EU plant höhere zulässige Gewichte 

Die EU arbeitet derzeit daran, die zulässigen Gewichte für schwere Nutzfahrzeuge im Rahmen der EU-
Richtlinie 96/53/EG zu überarbeiten und zu erhöhen. Gedacht ist daran, die zulässigen Achslasten und 
auch das zulässige Gesamtgewicht auf bis zu 44 Tonnen zu erhöhen.  

Quelle:  Trans-Info v. 04.08.23; Natalia Jakubowska K. L. 
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16.  Touchscreen im Auto ein Sicherheitsproblem? 
Eine Untersuchung der DEKRA hat ergeben, dass moderne Touchscreens in Fahrzeugen durchaus 
Probleme im Hinblick auf längere Ablenkungen bergen können. So hat die DEKRA-Unfallforschung 
einen Versuch durchgeführt, bei dem Personen in zwei unterschiedlichen Fahrzeugen (eines Baujahr 
2012, eines Baujahr 2022) verschiedene Aufgaben zu absolvieren hatten. Dabei wurde festgestellt, 
dass die Absolvierung der Aufgaben bei dem neueren Fahrzeug durch die Bedienung des 
Touchscreens teilweise doppelt so lange brauchte wie in dem anderen Fahrzeug. Insbesondere 
Menschen mit einer Lesebrille und ältere Personen hätten Probleme mit dem erhöhten Lernaufwand. 

Quelle: Kfz-Auskunft v. 10.08.23  K. L. 

 
17.  Rückgang der Gefahrgutkontrollen 

Das Bundesamt für Logistik und Mobilität (BALM – ehemals BAG) hat einen Rückgang der 
Gefahrgutkontrollen von 10.600 im Jahr 2021 auf 7500 in 2022. Im Jahr 2018 wurden noch 15.600 
Kontrollen durchgeführt. 

Quelle:  Gefahr/Gut v. 08.08.23 K. L. 

 
18.  Erste Führerscheinprüfung vor 130 Jahren  

Die erste Führerschein- (Fahrerlaubnis-) prüfung wurde vor 130 Jahren am 14. August 1893 in 
Frankreich mit gleichzeitiger Kennzeicheneinführung für Automobile durch den damaligen 
Polizeipräsidenten von Paris vorgeschrieben. 

Quelle: Deutschlandfunk v. 14.08.23  K. L. 

 
19.  Überarbeitete FahrzeugzulassungsVO tritt zum 01.09.2023 in Kraft 

Die überarbeitete Fahrzeugzulassungsverordnung tritt am 01.09.23 in Kraft. 
Quelle: BGBl. I Nr. 199 V. 20.07.23  K. L. 

 
20.  Wegeunfälle mit dem Fahrrad nehmen zu 

Die gesetzliche Unfallversicherung hat festgestellt, dass Unfälle mit dem Fahrrad auf dem Weg zur 
Arbeit oder wieder nach Hause stark gestiegen sind. Der Anteil an den gesamten Wegeunfällen stieg 
von 2013 von 12 Prozent auf 21 Prozent in 2022. In Zahlen bedeutet das: 22.530 Wegeunfälle im Jahr 
2013 zu 37120 Wegeunfällen mit dem Fahrrad in 2022. Die Wegeunfälle mit dem Pedelec oder E-Bike 
haben sich von 2019 bis 2022 vervierfacht. 

Quelle: DGUV, Ausgabe 05-2023  K. L. 
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